
 
Gemeinde Heist 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 463/2013/HE/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 11.07.2013 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

03.09.2013 öffentlich 

Gemeindevertretung Heist 16.09.2013 öffentlich 
 
Abschließender Beschluss über die 3. Änderung des 
Flächennutzungsplanes für ein Gebiet nördlich des Hochmoorweges, 
südlich des Heideweges und östlich der Wedeler Chaussee (B431) 
 
Sachverhalt: 
Die öffentliche Auslegung des Planes samt Begründung ist abgeschlossen. Von Bür-
gern, Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden die im beigefüg-
ten Abwägungsvorschlag zusammengefassten Anregungen und Bedenken abgege-
ben.  
 
Um die Übersicht zu wahren ist der Abwägungsvorschlag in einen Teil 1 (Stellung-
nahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange) und in einen Teil 2 
(Stellungnahmen von Bürgern) unterteilt. Im Teil 1 ist der genaue Wortlaut der Stel-
lungnahmen auf der linken Seite abgebildet. Auf der rechten Seite ist jeweils ein un-
verbindlicher Abwägungsvorschlag, der zwischen Planungsbüro und Verwaltung ab-
gestimmt wurde, dargestellt.  
 
Im Teil 2 sind die Eingaben thematisch zusammengefasst. Im Anschluss an eine 
Einwendung sind die jeweiligen Einwender und ggf. vorgebrachte Argumente be-
nannt. Auch hier ist jeweils ein unverbindlicher Abwägungsvorschlag, der zwischen 
Planungsbüro und Verwaltung abgestimmt wurde, dargestellt. Außerdem sind dem 
Teil 2 alle privaten Stellungnahmen in Kopie beigefügt. 
 
Stellungnahme: 
Die Verwaltung rät dem Beschlussvorschlag zu folgen.  
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten des Verfahrens tragen die Antragsteller.  
 

Ö  4



 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Bau-, Umwelt- und Feuerwehrangelegenheiten empfiehlt / Die 
Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Die während der öffentlichen Auslegung der 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes für ein Gebiet nördlich des Hochmoorweges, südlich des Heide-
weges und östlich der Wedeler Chaussee (B431) abgegebenen Stellungnah-
men der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange hat die Gemeindevertretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 

 
Berücksichtigt werden die Stellungnahmen gem. vorliegendem Abwägungsvorschlag 
der Planungsgruppe Hass/Amtsverwaltung vom 19.07.2013 (Teil I) und 30.07.2013 
(Teil II) wie folgt: 
 
Abwägungsvorschlag Nr. zur Kenntnis wird gefolgt wird nicht gefolgt 
Teil I 1.1 x     
Teil I 1.2 x     
Teil I 2.1 x     
Teil I 3.2.1 x     
Teil I 3.2.2 x     
Teil I 3.2.3 x     
Teil I 3.2.4 x     
Teil I 3.2.5 x     
Teil I 3.2.6 x     
Teil I 3.2.7 x     
Teil I 3.2.8 x     
Teil I 3.2.9 x   x 
Teil II 1.1 x x   
Teil II 1.2 x   x 
Teil II 1.3 x   x 
Teil II 1.4 x   x 
Teil II 1.5 x   x 
Teil II 1.6 x   x 
Teil II 1.7 x   x 
Teil II 1.8 x   x 
Teil II 1.9 x   x 
Teil II 1.10 x   x 
Teil II 2.1 x   x 
Teil II 2.2 x   x 
Teil II 2.3 x   x 
Teil II 2.4 x   x 
Teil II 2.5 x   x 
Teil II 2.6 x   x 
Teil II 2.7 x   x 
Teil II 2.8 x   x 
Teil II 2.9 x  x x 



Teil II 2.10 x   x 
Teil II 2.11 x   x 
Teil II 2.12 x x   
Teil II 2.13 x   x 
Teil II 3.1 x     
Teil II 3.2 x   x 
Teil II 3.3 x     
 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben ha-
ben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. Die nicht 
berücksichtigten Stellungnahmen sind bei der Vorlage des Planes zur Genehmigung 
mit einer Stellungnahme beizufügen. 
 

2. Die Gemeindevertretung beschließt die 3. Änderung des F-Planes. 
 

3. Die Begründung wird gebilligt. 
 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die 3. Änderung des F-Planes zur Genehmi-
gung vorzulegen und danach die Erteilung der Genehmigung nach § 6 Abs. 5 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, 
wo der Plan mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung 
während der Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft ver-
langt werden kann. 

 
 
 
___________________ 
Neumann 
 
 
 
Anlagen: 

- Plan/Begründung 
- Abwägungsvorschlag 
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Gemeinde Heist – 3. Änderung des Flächennutzungsplans 
 
Abwägungsvorschlag Teil I - Stand: 19.07.2013 
 
 
zu folgenden Verfahrensschritten: 
 
 

1. Landesplanungsanzeige gem. § 16 (1) Landesplanungsgesetz mit Schreiben vom 09.10.2012 

 

2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom 

09.10.2012  

nur Stellungnahmen, die der Gemeindevertretung beim Beschluss v. 10.12.2012 nicht vorlagen 

 

3. Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB und 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 27.12.2012 

 

Der Abwägungsvorschlag zur Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB vom 15.01.2013 bis zum 15.02.2013 erfolgt im Ab-

wägungsvorschlag Teil II (gesondertes Dokument). 

 
 

Ö
  4
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1. Landesplanungsanzeige 
 

 
Kursiv weist in der Spalte Abwägungsvorschlag auf eine Berücksichtigung der Anregung und vorzunehmende Änderungen/Ergänzungen hin. 

 
 

1.1 Kreis Pinneberg, Fachdienst Planen und Bauen, Regionalmanagement und Europa 
(mit Landesplanungsanzeige an die Staatskanzlei) 

17.10.2012 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Die Gemeinde Heist beabsichtigt ihren Flächennutzungsplan im Bereich Hoch-
moorweg/Heideweg zu ändern. Mit der Bauleitplanung wird das Ziel verfolgt, 
die planungsrechtliche Grundlage für eine Fußballgolfanlage (zunächst im Test-
betrieb) sowie für einen Hundeübungsplatz zu schaffen. 

Die Planungsabsichten der Gemeinde waren bereits Gegenstand eines gemein-
samen Ortstermins im Rahmen der Kreisbereisung vom 11. Juni 2012. Die mit 
der vorgelegten Planung verbundenen Planungsziele entsprechen dem erzielten 
Gesprächsergebnis (s. Vermerk des Amtes Moorrege). 

Ich weise darauf hin, dass die allgemeine Zustimmung zu der Fußballgolfanlage 
(zunächst) unter der Maßgabe erteilt wurde, dass es sich hierbei um eine reinen 
Testbetrieb ohne feste bauliche Anlagen handelt. 

Für eine dauerhafte Nutzung mit baulichen Anlagen wäre zusätzlich eine Vorha-
ben bezogene Bebauungsplanung zwingend erforderlich. 

Unter dieser Maßgabe bestehen weder aus ortsplanerischer/städtebaulicher Sicht 
noch auch aus naturschutzrechtlicher Sicht des Kreises Pinneberg grundsätzliche 
Bedenken gegen die Planungsziele der Gemeinde Heist. 

Weitere Angaben zu den Planentwürfen bitte ich den beiliegenden Unterlagen 
selbst zu entnehmen. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

 
 



Gemeinde Heist – 3. Änderung des Flächennutzungsplans - Abwägungsvorschlag 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden und Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB    
 

Planungsgruppe HASS � Freiraum und Landschaft � Postfach 1225 � 25453 Rellingen � Tel. 04101/5485-0 � Fax 04101/5485-20 � info@pghass.de � www.pghass.de 3

1.2 Staatskanzlei – Abteilung Landesplanung 30.11.2012 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Die Gemeinde Heist beabsichtigt, im Bereich Hochmoorweg/Heideweg die Er-
richtung einer gewerblich betriebenen Fußballgolfanlage und eines Hunde-
übungsplatzes planungsrechtlich abzusichern. Für die baulichen Anlagen des 
Hundeübungsplatzes ist eine Sonderbaufläche im Nordwesten des Plangebietes 
vorgesehen. Die Fußballgolfanlage wird ohne feste bauliche Anlagen geplant. 

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt 
Stellung: 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben 
sich aus dem am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan 
Schleswig-Holstein vom 13.07.2010 (LEP 2010; Amtsbl. Schl.-H., S. 719) und 
dem Regionalplan für den Planungsraum l (Fortschreibung 1998). 

Die Planungsabsichten der Gemeinde Heist waren grundsätzlich Gegenstand 
einer Besprechung mit Ortstermin am 11.06.2012. 

Es wird bestätigt, dass gegen die o. g. Bauleitplanung der Gemeinde Heist keine 
Bedenken bestehen; insbesondere stehen Ziele der Raumordnung den damit ver-
folgten Planungsabsichten nicht entgegen. Auf die Stellungnahme des Kreises 
Pinneberg vom 17.10.2012, insbesondere hinsichtlich der Erforderlichkeit eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für eventuell vorgesehene bauliche Anla-
gen bei dauerhafter Nutzung der Fußballgolfanlage, weise ich hin. 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung 
und greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. 
Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit die-
ser landesplanerischen Stellungnahme nicht verbunden. 

Aus Sicht des Innenministeriums, Referat für Städtebau und Ortsplanung, 
Städtebaurecht, sind derzeit keine weiteren Anmerkungen erforderlich. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
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2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB 

(nur Stellungnahmen, die der Gemeindevertretung beim Beschluss v. 10.12.2012 nicht vorlagen) 
 

 
 
Die Abwägung der meisten im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB eingegangenen Stellungnahmen erfolgte bereits 
vorbereitend durch den Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehrangelegenheiten am 29.11.2012 sowie beschließend durch die Gemeindevertretung 
am 10.12.2012, jeweils auf der Basis des Abwägungsvorschlags vom 15.11.2012. Im Folgenden ist eine nachträglich eingegangene Stellungnahme von 
den gemeindlichen Gremien zu behandeln. 

 
 
Kursiv weist in der Spalte Abwägungsvorschlag auf eine Berücksichtigung der Anregung und vorzunehmende Änderungen/Ergänzungen hin. 

 
 

2.1 Deutsche Telekom Technik GmbH 23.11.2012 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Wir danken für die übersandten Informationen zu der geplanten Maßnahme. 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 
Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-
ten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-
genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Durch die o. a. Planung werden die Belange der Telekom zurzeit nicht berührt. 
Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
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3. Abstimmung mit den Nachbargemeinden und Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
 

 
 
 
3.1 Die folgenden Nachbargemeinden, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben auf die Beteiligung geantwortet  

und mitgeteilt, dass sie keine Anregungen, Bedenken oder Hinweise vorbringen: 
 
 

3.1.1 Gemeinde Appen Schreiben v. 28.12.2012 

3.1.2 Gemeinde Holm Schreiben v. 03.01.2013 

3.1.3 azv Südholstein Schreiben v. 03.01.2013 

3.1.4 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Untere Forstbehörde Schreiben v. 10.01.2013 

3.1.5 IHK zu Kiel, Zweigstelle Elmshorn Schreiben v. 07.02.2013 

 
 
3.2 Auswertung der eingegangenen abwägungsrelevanten Äußerungen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

 
Kursiv weist in der Spalte Abwägungsvorschlag auf eine Berücksichtigung der Anregung und vorzunehmende Änderungen/Ergänzungen hin. 

 
 

3.2.1 Schleswig-Holstein Netz AG, Netzcenter Uetersen 16.01.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Gegen die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen unsererseits keine 
Bedenken. 

Die vorhandenen Strom- und Gasversorgungsleitungen des Netzbetriebes 
Schleswig-Holstein in den Gehweg-/Straßenbereichen sind zu beachten. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
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Vorsorglich weisen wir daraufhin, dass vor Beginn von Tiefbauarbeiten ein aktu-
elles Bestandsplanwerk der Versorgungsleitungen durch die ausführende Firma 
angefordert wird. 

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 
 

3.2.2 Wehbereichsverwaltung Nord – Außenstelle Kiel – 18.01.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Durch die im Betreff aufgeführten Planungen werden Belange der Bundeswehr 
berührt. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Schutzbereiches für die Verteidigungsanlage 
Appen. Gegen die Planungen bestehen jedoch keine Bedenken, da die Bauhö-
henbegrenzung eingehalten wird. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

 
 

3.2.3 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, Schleswig 29.01.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmäler 
durch die Umsetzung der vorliegenden Planung feststellen. Daher haben wir 
keine Bedenken. 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen ent-
deckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen 
und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwort-
lich hier sind gem. § 14 DSchG (in der Neufassung vom 12. Januar 2012) der 
Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

Der Hinweis wurde bereits nach dem frühzeitigen Beteiligungsverfahren in die 
Begründung aufgenommen. 
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3.2.4 Handwerkskammer Lübeck 08.02.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Nach Durchsicht der uns übersandten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass in 
obiger Angelegenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Lübeck keine Beden-
ken vorgebracht werden. 

Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt wer-
den, wird sachgerechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung betrof-
fener Betriebe erwartet. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

 
 

3.2.5 BUND Schleswig-Holstein, Kiel 11.01.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Der BUND bedankt sich für die Übersendung der 3. Änderung des FNP, der Ge-
meinde Heist und nimmt wie folgt Stellung: 

Knicks mit ihrer landschaftsbildenden Prägung und hohen biologischen Vielfalt 
sind einem starken Nutzungsdruck ausgesetzt. Die daraus resultierenden Schäden 
beinträchtigen ihn in seiner Funktion und Entwicklung. Leider hat sich in der 
Vergangenheit gezeigt, dass eine Nutzung der angrenzenden Flächen, sei es 
durch Bebauung oder durch Spielflächen Knicks nachhaltig zerstören. 

Sollte es zu einer Errichtung der Fußballgolfanlage kommen, sollten im Bauan-
tragsverfahren Maßnahmen festgelegt werden, die ein Betreten des Knicks und 
des Knickfußes in jedem Fall verhindern, auch für den Fall das Bälle in den 
Knickbereich fliegen. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

Knicks sind gem. § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG 
grundsätzlich geschützt. Zulässige Pflegemaßnahmen und der Umfang des 
Schutzes sind in der ‚Landesverordnung über gesetzlich geschützte Biotope’ 
(Biotopverordnung in der seit dem 28.06.2013 gültigen Fassung) und in den 
‚Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz’ (gültig seit dem 02.07.2013) 
festgelegt.  

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Fußballgolfanlage zunächst nur ein 
einjähriger Probebetrieb erfolgt. In dieser Zeit ist der gesetzliche Knickschutz 
vom Betreiber und den Nutzern der Anlage selbstverständlich zu beachten. Nach 
der Testphase ist davon auszugehen, dass die Erstellung eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans erforderlich wird. In diesem Verfahren wird eine Umwelt-
prüfung durchgeführt. Deren Ergebnisse werden im Umweltbericht dargestellt. 
Hier ist auch der Knickschutz zu thematisieren. 
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3.2.6 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein,  
Abteilung Technischer Umweltschutz, Außenstelle Südwest, Itzehoe 

08.02.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Zu den vorgelegten Planungsunterlagen sind seitens des Fachbereiches Immissi-
onsschutz keine Bedenken und Anregungen mitzuteilen. 

Bei Planänderungen und Ergänzungen wird um erneute Beteiligung mit Benen-
nung der ergänzten oder geänderten Teile gebeten. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

 
 

3.2.7 AG-29, Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in Schleswig-Holstein, Kiel 14.02.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Vielen Dank für die Zusendung der Unterlagen zu dem vorgenannten Verfahren, 
das die in der AG-29 zusammengeschlossenen Naturschutzverbände zur Kennt-
nis genommen haben. 

Die AG-29 wird zu dem vorliegenden Verfahrensstand keine Stellungnahme 
abgeben. Wir machen jedoch darauf aufmerksam, dass die umwelt- und natur-
schutzfachlichen Standards bei der weiteren Planung einzuhalten sind. 

Für weitere Auskünfte stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

 
 

3.2.8 Deutsche Telekom Technik GmbH 15.02.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Wir danken für die übersandten Informationen zu der geplanten Maßnahme. 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 
Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-
ten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-
genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen ab-

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
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zugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Durch die o. a. Planung werden die Belange der Telekom zurzeit nicht berührt. 

Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. 

 
 

3.2.9 Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt 05.02.2013 
per E-mail am 
22.02.2013 

Äußerung Abwägungsvorschlag 

Untere Bodenschutzbehörde: 

Dem Planvorhaben wird grundsätzlich zugestimmt. Keine weiteren Anregungen 
bzw. Einwände. 

Untere Wasserbehörde: 

Oberflächengewässer 

Keine Bedenken. 

Grundwasser 

Gem. Kapitel 6 "Erschließung" der Begründung soll das Oberflächenwasser ver-
sickert werden. 

Für diese Art der Niederschlagswasserentsorgung müssen im Vorwege die hyd-
rogeologischen Verhältnisse mittels Sondierungen erkundet und die Machbarkeit 
geprüft werden. Bei hohen Grundwasserstände dürften ausschließlich Versicke-
rungsmulden in Frage kommen, bei denen erdverlegte Leitungen für die Entwäs-
serung kaum möglich sind. Daher sind detaillierte Vorplanungen notwendig, 
wobei auch die Gefälleverhältnisse berücksichtigt werden müssen. 

Weiterhin bietet sich noch die Regenwassernutzung, möglicherweise mit Zwi-
schenspeichern an. Die erforderlichen Flächen sollten im F- bzw. B-Plan als 
private Grünfläche mit Leitungsrecht (LR) oder öffentliche Grünfläche mit Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht (GFLR) gem. §9 Abs. 1 Nr. 15 und 21 BauGB mit den 
entsprechenden Festlegungen festgesetzt werden. 

Die ggf. erforderlichen Einleitungserlaubnisse nach § 9 und 8 WHG für Versi-

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Untere Wasserbehörde – Grundwasser 

Nach Rücksprache mit der unteren Wasserbehörde scheint der durch die F-
Planänderung vorbereitete zukünftige Versiegelungsgrad falsch eingeschätzt 
worden zu sein. Auf der Fläche des Hundeübungsplatzes ist die Errichtung einer 
Blockhütte, einer Mobiltoilette sowie eines Geräteschuppens vorgesehen. Auf 
der Fläche des Fußballgolfplatzes wird es keine Versiegelungen geben.  

Die Aussage aus der Begründung zur F-Planänderung („Das Oberflächenwasser 
kann direkt auf den Flächen versickern, da keine großflächigen Versiegelungen vorgese-
hen sind.“), auf die sich die Stellungnahme bezieht, beschreibt nur, dass keinerlei 
Entwässerungsleitungen oder –gräben vorgesehen sind und das von den wenigen 
hochbaulichen Anlagen (s. o.) abfließende Niederschlagswasser direkt vor Ort 
versickern kann. 

Es ist demnach eine genehmigungsfreie Flächenversickerung vorgesehen. Dies 
kann im erforderlichen Bauantrag noch einmal verdeutlicht werden. 

Im Umweltbericht wird der Grundwasserstand (nach Angaben des Grundeigen-
tümers) mit etwa 3,5 m unter Gelände angegeben und der vorherrschende Boden-
typ (nach der Bodenkarte) als schwach pseudovergleyter Eisenhumuspodsol, der 
aus Fein- und Mittelsanden besteht. Für eine Versickerung sind dies günstige 
Standorteigenschaften. 
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ckerungen sind rechtzeitig von der Gemeinde als abwasserbeseitigungspflichtige 
Körperschaft (§ 30 Abs.1 i.V.m. Abs. 2 Landeswassergesetz) zu beantragen. 

Untere Naturschutzbehörde: 

Keine Bedenken. 

Gesundheitlicher Umweltschutz: 

Aus der Sicht des gesundheitlichen Umweltschutzes bestehen keine Bedenken. 
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3. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Heist 
 
Abwägungsvorschlag – Teil II (Stand 30.07.2013)  

 
zum Verfahrensschritt 

 
Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB vom 15.01.2013 bis zum 15.02.2013 

 

Der Abwägungsvorschlag zu den Verfahrensschritten  

• Landesplanungsanzeige gem. § 16 (1) Landesplanungsgesetz mit Schreiben vom 09.10.2012 

• Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) 

BauGB mit Schreiben vom 09.10.2012 (nur Stellungnahmen, die der Gemeindevertretung beim 

Beschluss v. 10.12.2012 nicht vorlagen) 

• Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB und 

• Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB mit 

Schreiben vom 27.12.2012 

erfolgt im Abwägungsvorschlag Teil I (gesondertes Dokument). 

 

 

 
Auswertung der abwägungsrelevanten Äußerungen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 

gem. § 3 (2) BauGB vom 15.01.2013 bis zum 15.02.2013 (thematisch zusammengefasst) 

 

Kursiv weist in der Zeile ‚Abwägungsvorschlag’ auf eine Berücksichtigung der Anregung und 

vorzunehmende Änderungen/Ergänzungen hin. 

 

 

Wichtiger Hinweis: 

Im Folgenden werden die eingegangenen abwägungsrelevanten Äußerungen thematisch zu-

sammengefasst und stichwortartig wiedergegeben. Der vollständige Wortlaut der Stellung-

nahmen liegt den Ausschussmitgliedern und Gemeindevertretern ebenfalls vor. Es handelt 

sich um 5 individuelle Schreiben und eine gleichlautende Stellungnahme, die von 25 Einzel-

personen abgegeben wurde. Es wird davon ausgegangen, dass die Ausschussmitglieder 
und Gemeindevertreter, die die gemeindliche Abwägung vorbereiten bzw. beschließen, 
den vollständigen Wortlaut der Stellungnahmen zur Kenntnis genommen haben. 
 

 

Ö  4
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1. Ausweisung Hundeübungsplatz 

   

1.1 Einwendung: Falscher Begriff - Hundeschule statt Hundeübungsplatz 

 Einwender: Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente: Hundeübungsplatz ist ein offen gestalteter Ort zum zeitlich unbegrenzten 
Austoben der Hunde. Daraus folgt: höhere Lärmbelästigung und höheres 
Gefahrenpotenzial als bei einer Hundeschule 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr. 

Der Begriff ‚Hundeübungsplatz’ soll in der 3. Änderung des Flächennut-
zungsplans in den Begriff ‚Hundeschule’ geändert werden, da dieser die 
geplante Nutzung genauer beschreibt. 

Eine erneute Auslegung der Planunterlagen und eine erneute Behördenbetei-
ligung sind nicht erforderlich, da es sich hierbei nur um eine Klarstellung 
handelt. Insbesondere ergeben sich hieraus keine neuen Interessenslagen und 
es sind keine neuen oder geänderten Einwenderkreise zu erwarten. 

   

1.2 Einwendung: Falscher Standort für den Hundeübungsplatz – Flughafen wäre besser 

 Einwender: Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente: Keine Beeinträchtigungen für Anwohner 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

In Vorgesprächen mit der unteren Naturschutzbehörde wurde ein möglicher 
Standort am Flughafen von Seiten der Behörde abgelehnt, u. a. aufgrund der 
Nähe zum Naturschutzgebiet Tävsmoor und da hier die Beeinträchtigungen 
vorhandener schützenswerter Lebensräume zu groß gewesen wären. Der nun 
gewählte Standort am Heideweg wurde vorab mit der unteren Naturschutz-
behörde und im Rahmen eines Ortstermins noch einmal mit den wichtigsten 
Kreisbehörden und der Landesplanungsbehörde abgestimmt. 

   

1.3 Einwendung: Lärmbelästigung durch Hundeübungsplatz; daher Ablehnung der Pla-
nung 

 Einwender: 1.: Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013)  
Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

2.: Anke u. Hans Weichbrodt, Heideweg 17a (29.01.2013) 
Karin u. Martin Pick, Heideweg 16 (29.01.2013) 
Justyna u. Frank Rechter, Heideweg 23 (29.01.2013) 
Anke u. Hans-Wilhelm Hauschildt, Heideweg 15 (01.02.2013) 
Felix Krause, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Peter Semmelhack, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Melanie Oltersdorf, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Anna Lina Finder, Heideweg 17b (05.02.2013)  
Christiane u. Richard Rieprich, Heideweg 17b (05.02.2013) 
Uwe Faulhaber, Heideweg 17 (11.02.2013) 
Ute Herrmann, Heideweg 12 (07.02.2013) 
Julia u. José Caldas, Heideweg 8 (05.02.2013) 
Ursela Seidlich, Heideweg 5 (05.02.2013) 
S. u. C. Schwemer, Heideweg 9 (05.02.2013) 
Claudia u. Ralf Burmeister, Heideweg 10 (13.02.2013) 
Tommy Kaivat, Heideweg 17b (12.02.2013) 
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Stefanie Pump, Heideweg 17b (12.02.2013) 

 Argumente: Hundegebell, zugerufene Anweisungen (nur Einwendergruppe 1) 

Einschätzung des Planverfassers bezüglich der Lärmimmissionen ist nicht 
nachvollziehbar und nicht nachprüfbar, weil keine Nutzungszeiten und keine 
Benutzerzahlen angegeben werden (nur Einwendergruppe 2) 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die F-Planänderung wurde im Rahmen der Behördenbeteiligungen auch den 
für Schallimmissionen zuständigen Fachbehörden zur Stellungnahme vorge-
legt. Der ‚Gesundheitliche Umweltschutz’, der beim Kreis Pinneberg dem 
Fachdienst Umwelt zugeordnet ist, schreibt am 08.11.2012 „Es sind aus der 
Sicht des gesundheitlichen Umweltschutzes keine zusätzlichen Untersuchun-
gen oder Gutachten zum Umweltbericht erforderlich.“ und am 05.02.2013 
„Aus der Sicht des gesundheitlichen Umweltschutzes bestehen keine Beden-
ken.“. Die beim Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räu-
me des Landes Schleswig-Holstein Außenstelle Südwest in Itzehoe angesie-
delte Abteilung ‚Technischer Umweltschutz’ schrieb am 06.11.2012 und am 
08.02.2013 gleichlautend: „Zu den vorgelegten Planungsunterlagen sind 
seitens des Fachbereiches Immissionsschutz keine Bedenken und Anregun-
gen mitzuteilen.“ 

Diese Stellungnahmen bestätigen die Gemeinde in ihren Annahmen, dass 
durch die geplanten Nutzungen keine erheblichen Beeinträchtigungen durch 
Schallimmissionen entstehen werden und die diesbezüglich geltenden 
Grenzwerte in den angrenzenden Flächen eingehalten werden. 

Die Flächennutzungsplanänderung schafft nur das grundsätzliche Planungs-
recht für die Fläche, das für die Errichtung einer Hundeschule im Außenbe-
reich erforderlich ist. Daher werden dort auch keine Details des Betriebes 
(wie z. B. die Nutzungszeiten) festgelegt. Auf der Basis der F-Planänderung 
kann dann ein Bauantrag für die Hundeschule gestellt werden, in dem auch 
die Betriebszeiten zu nennen sind. Derzeit ist vorgesehen, den Betrieb in der 
Form fortzuführen wie er bereits seit etwa 2 Jahren am Kreuzweg stattfindet. 
Es handelt sich jedoch um eine gewerbliche Nutzung, die sich nach der 
Nachfrage der Kunden richtet. Diese sind häufig berufstätig und nutzen ü-
berwiegend die Angebote nach Feierabend und am Wochenende. Der Unter-
richt wird an allen Wochentagen angeboten, montags bis freitags zwischen 
10 und 20 Uhr und von 10 bis 16 Uhr am Wochenende. Derzeit finden pro 
Woche ca. 18 Stunden im Rahmen des Hundeschulbetriebs statt - und auch 
nicht alle Stunden finden auf dem Hundeplatz statt. Die Teilnehmerzahl 
schwankt und liegt zurzeit meist zwischen 3 und 5 Teilnehmern. 

   

1.4 Einwendung: Zunahme des Verkehrs im Heideweg durch den Hundeübungsplatz 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013)  
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente: bereits derzeit viel Verkehr (auch ruhender (= parkende Fahrzeuge)) 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Der Heideweg ist nach Einschätzung der Gemeinde eine wenig befahrene 
Straße im Gemeindegebiet. Neben dem von den ca. 30-40 Anwohnern verur-
sachten Verkehr kommen noch einzelne Fahrten von Erholungssuchenden 
hinzu, die im angrenzenden Wald spazieren gehen. Bei angenommenen 2-3 
Unterrichtsgruppen à 6 Personen pro Wochentag ist im Heideweg mit maxi-
mal 36 zusätzlichen Pkw-Fahrten täglich zu rechnen. Zur „Spitzenstunde“ 
sind also zusätzliche 12 Pkw-Fahrten anzunehmen. Diese von der Hunde-
schule ausgelösten Verkehrssteigerungen sind so gering, dass sie kaum ge-
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eignet sind, die Wahrnehmungsschwelle der Anwohner zu überschreiten. 
Immissionsschutzrechtliche Konflikte werden hiervon schon gar nicht ausge-
löst. Nach der TA Lärm sollen „Geräusche des An- und Abfahrtverkehrs auf 
öffentlichen Verkehrsflächen in einem Abstand von bis zu 500 Metern von 
dem Betriebsgrundstück ... durch Maßnahmen organisatorischer Art soweit 
wie möglich vermindert werden, soweit 

- sie den Beurteilungspegel der Verkehrsgeräusche für den Tag oder die 
Nacht rechnerisch um mindestens 3 dB(A) erhöhen, 

- keine Vermischung mit dem übrigen Verkehr erfolgt ist und 

- die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. 
BImSchV) erstmals oder weitergehend überschritten werden.“ 

Sobald eines der drei genannten Kriterien nicht zutrifft, sind keine „Maß-
nahmen organisatorischer Art“ zur Lärmminderung notwendig. Im vorlie-
genden Fall dürfte keines der Kriterien zutreffen. Ein Beispiel aus der Pla-
nungspraxis stützt diese Einschätzung: In einer Gemeinde im Kreis Pinne-
berg wurde ein Bebauungsplan für ein neues Wohngebiet mit über 40 Wohn-
einheiten aufgestellt. Die verkehrliche Erschließung erfolgt über eine ver-
kehrsberuhigte Straße eines bestehenden Baugebiets mit ca. 20 Wohneinhei-
ten. Im Planverfahren wurden Gutachten für den Verkehr und den Schall 
erstellt. Diese kommen zu dem Ergebnis, dass trotz der angenommenen Stei-
gerung des Verkehrs auf der bestehenden Straße um mehr als 200 Kfz täg-
lich, keine schalltechnischen Konflikte ausgelöst werden, weil die geltenden 
Immissionsgrenzwerte nicht überschritten wurden. 

   

1.5 Einwendung: Angst vor Hunden, Hundeallergie; daher Ablehnung der Planung 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013)  
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente: Hunde könnten auf das Grundstück der Einwenderin laufen; Einwenderin 
fühlt sich eingeschränkt in der Bewegungsfreiheit auf ihrem Grundstück 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Das Gelände der Hundeschule wird eingezäunt, so dass verhindert wird, dass 
die Hunde auf das Grundstück der Einwenderin laufen können. Der Weg 
vom vorgesehenen Parkplatz für die Hundeschule zum Gelände für die Hun-
deschule führt nicht am Grundstück der Einwenderinnen vorbei. Die vorge-
brachten Gründe zur Ablehnung des Hundeübungsplatzes können daher nicht 
nachvollzogen werden. Eine Umplanung soll daher nicht erfolgen. 

   

1.6 Einwendung: Nutzungsfrequenz des Hundeübungsplatzes unklar 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013)  
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente: mündliche Informationen von Amtsverwaltung und voraussichtlicher Betrei-
berin unterscheiden sich (10 Wochenstunden mit je 4 Hunden contra 12 Wo-
chenstunden mit je 6 Hunden) 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die Flächennutzungsplanänderung schafft nur das grundsätzliche Planungs-
recht für die Fläche, das für die Errichtung einer Hundeschule im Außenbe-
reich erforderlich ist. Daher werden dort auch keine Details des Betriebes 
(wie z. B. die Nutzungszeiten) festgelegt. Auf der Basis der F-Planänderung 
kann dann ein Bauantrag für die Hundeschule gestellt werden, in dem auch 
die Betriebszeiten zu nennen sind. Derzeit ist vorgesehen, den Betrieb in der 
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Form fortzuführen wie er bereits seit etwa 2 Jahren am Kreuzweg stattfindet. 
Es handelt sich jedoch um eine gewerbliche Nutzung, die sich nach der 
Nachfrage der Kunden richtet. Diese sind häufig berufstätig und nutzen ü-
berwiegend die Angebote nach Feierabend und am Wochenende. Der Unter-
richt wird an allen Wochentagen angeboten, montags bis freitags zwischen 
10 und 20 Uhr und von 10 bis 16 Uhr am Wochenende. Derzeit finden pro 
Woche ca. 18 Stunden im Rahmen des Hundeschulbetriebs statt - und auch 
nicht alle Stunden finden auf dem Hundeplatz statt. Die Teilnehmerzahl 
schwankt und liegt zurzeit meist zwischen 3 und 5 Teilnehmern. 

   

1.7 Einwendung: Herr Scharrel hätte die Einwohner persönlich informieren sollen / die 
Gemeinde eine Vorabinformation geben sollen 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013)  
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente:  

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die Gemeinde betreibt das vorliegende Bauleitplanverfahren, nicht Herr 
Scharrel. Sie hat die gesetzlich vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren (eine 
frühzeitige Beteiligung in Form einer Bürgerversammlung und eine öffentli-
che Auslegung der Planunterlagen) entsprechend bekannt gemacht und kor-
rekt durchgeführt. Die Gemeinde ist überrascht von der äußerst kritischen 
Haltung der Anwohner und hätte sicherlich Vorgespräche mit den Anwoh-
nern geführt, wenn deren massive Ablehnung anzunehmen gewesen wäre. 

   

1.8 Einwendung: Hunde gefährden Kinder der Einwenderin, wenn diese im Heideweg 14a 
bei deren Großmutter zu Besuch sind 

 Einwender: Karen Junge, Voßkuhl 10 (28.01.2013) 

 Argumente: Hunde werden frei laufen gelassen; Hunde sind tlw. nicht erzogen; bei ge-
fährlichen Hunderassen kann man sich nie sicher sein, wie sie sich verhalten 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Das Gelände der Hundeschule wird eingezäunt, so dass verhindert wird, dass 
die während des Schulbetriebs frei laufenden Hunde nicht auf andere Grund-
stücke laufen können. Der Weg vom vorgesehenen Parkplatz für die Hunde-
schule zum Gelände für die Hundeschule führt nicht an dem in Rede stehen-
den Grundstück vorbei. Die vorgebrachten Gründe zur Ablehnung des Hun-
deübungsplatzes können daher nicht nachvollzogen werden. Eine Umpla-
nung soll daher nicht erfolgen. 

   

1.9 Einwendung: Tiere werden aus ihrem bisherigen Lebensraum verdrängt, der Hunde-
übungsplatz daher abgelehnt 

 Einwender: Anke u. Hans Weichbrodt, Heideweg 17a (29.01.2013) 
Karin u. Martin Pick, Heideweg 16 (29.01.2013) 
Justyna u. Frank Rechter, Heideweg 23 (29.01.2013) 
Anke u. Hans-Wilhelm Hauschildt, Heideweg 15 (01.02.2013) 
Felix Krause, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Peter Semmelhack, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Melanie Oltersdorf, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Anna Lina Finder, Heideweg 17b (05.02.2013)  
Christiane u. Richard Rieprich, Heideweg 17b (05.02.2013) 
Uwe Faulhaber, Heideweg 17 (11.02.2013) 
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Ute Herrmann, Heideweg 12 (07.02.2013) 
Julia u. José Caldas, Heideweg 8 (05.02.2013) 
Ursela Seidlich, Heideweg 5 (05.02.2013) 
S. u. C. Schwemer, Heideweg 9 (05.02.2013) 
Claudia u. Ralf Burmeister, Heideweg 10 (13.02.2013) 
Tommy Kaivat, Heideweg 17b (12.02.2013) 
Stefanie Pump, Heideweg 17b (12.02.2013) 

 Argumente: Präsenz von Hunden und geplante Flutlichtanlage verdrängen Tierarten 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Der gewählte Standort für die Hundeschule ist mit der unteren Naturschutz-
behörde abgestimmt worden. Zudem wurde im Verfahren zur Änderung des 
F-Plans eine Umweltprüfung durchgeführt. Dabei wurde auch der besondere 
Artenschutz nach den §§ 44 ff. BNatSchG berücksichtigt und im Umweltbe-
richt innerhalb der Begründung zur F-Planänderung ausführlich dargestellt. 
Demnach kommt es bei Umsetzung der Planung nicht zu Verstößen gegen 
die artenschutzrechtlichen Verbote. Die Einwendung bringt keine neuen oder 
bisher nicht bekannte Aspekte vor, so dass die Einschätzung der Umweltprü-
fung unverändert bestehen bleibt. 

   

1.10 Einwendung: Die bereits jetzt hohe Frequentierung des Heidewegs von Hundebesit-
zern wird nach Einrichtung der Hundeschule zunehmen und damit auch 
der Hundekot am Wegesrand. Daher wird der Hundeübungsplatz abge-
lehnt. 

 Einwender: Änne Sumfleth-Drynda u. Heinz-Gerhard Drynda, Heideweg 12 
(13.02.2013) 

 Argumente:  

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Es wird davon ausgegangen, dass viele Nutzer der Hundeschule mit dem 
Auto kommen werden. Der Weg vom vorgesehenen Parkplatz für die Hunde-
schule zum Gelände für die Hundeschule führt nicht am Grundstück der 
Einwender vorbei. Die vorgebrachten Gründe zur Ablehnung des Hunde-
übungsplatzes können daher nicht nachvollzogen werden. Eine Umplanung 
soll daher nicht erfolgen. Eine Nutzung der öffentlichen Wege steht jedem 
offen, auch den Kunden der Hundeschule. Diese werden von der Hundeschu-
le u. a. darüber informiert, dass sie die Pflicht zum Entfernen des „Geschäfts“ 
ihrer Hunde haben. Beutel für diesen Zweck sowie Entsorgungsmöglichkei-
ten stehen für die Kursteilnehmer auf dem Gelände der Hundeschule zur 
Verfügung. Der bereits seit etwa 2 Jahren laufende Betrieb der Hundeschule 
am Kreuzweg (der nun zum Heideweg umsiedeln soll) zeigt, dass die vorge-
brachten Befürchtungen der Einwender dort nicht eingetreten sind. Be-
schwerden der Nachbarn sind weder der Gemeinde noch der Betreiberin be-
kannt. 
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2. Ausweisung Fußballgolf 

   

2.1 Einwendung: Lärmbelästigung durch Fußballgolfanlage, daher Ablehnung der Pla-
nung 

 Einwender: 1.: Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 
Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

2.: Anke u. Hans Weichbrodt, Heideweg 17a (29.01.2013) 
Karin u. Martin Pick, Heideweg 16 (29.01.2013) 
Justyna u. Frank Rechter, Heideweg 23 (29.01.2013) 
Anke u. Hans-Wilhelm Hauschildt, Heideweg 15 (01.02.2013) 
Felix Krause, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Peter Semmelhack, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Melanie Oltersdorf, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Anna Lina Finder, Heideweg 17b (05.02.2013)  
Christiane u. Richard Rieprich, Heideweg 17b (05.02.2013) 
Uwe Faulhaber, Heideweg 17 (11.02.2013) 
Ute Herrmann, Heideweg 12 (07.02.2013) 
Julia u. José Caldas, Heideweg 8 (05.02.2013) 
Ursela Seidlich, Heideweg 5 (05.02.2013) 
S. u. C. Schwemer, Heideweg 9 (05.02.2013) 
Claudia u. Ralf Burmeister, Heideweg 10 (13.02.2013) 
Tommy Kaivat, Heideweg 17b (12.02.2013) 
Stefanie Pump, Heideweg 17b (12.02.2013) 

3.: Änne Sumfleth-Drynda u. Heinz-Gerhard Drynda, Heideweg 12 
(13.02.2013) 

 Argumente: häufig als Turnier oder Veranstaltung ausgetragen, Zurufe und Anfeuerungen 
führen zu erhöhtem Lärmpegel, auch an Wocheneden und Sommerabenden 
(nur Einwendergruppe 1) 

Einschätzung des Planverfassers bezüglich der Lärmimmissionen ist nicht 
nachvollziehbar und nicht nachprüfbar, weil keine Nutzungszeiten und keine 
Benutzerzahlen angegeben werden (nur Einwendergruppe 2) 

Einschätzung des Planverfassers bezüglich der Lärmimmissionen wird ange-
zweifelt, weil keine Quellenangaben oder Vergleichsmesswerte bestehender 
Anlagen angegeben werden (nur Einwendergruppe 2) 

Hinweis, dass Fußballgolfanlagen in Deutschland in unbebauten Gebieten 
eingerichtet wurden. (nur Einwendergruppe 2) 

Gastronomie ist vorgesehen, diese führt zu Lärmbelästigungen, keine zeitli-
che Limitierung des Betriebs (nur Einwendergruppe 3) 

Zweifel an der Aussage, dass keine Lärmbelästigungen auftreten werden, 
werden durch weiche Formulierungen im Planbericht gestützt; außerdem 
werden größere Gruppen kommen oder Mannschaftswettbewerbe ausgetra-
gen (nur Einwendergruppe 3) 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die Fußballgolfanlage wird zunächst in einem einjährigen Testbetrieb ohne 
feste bauliche Anlagen durchgeführt. Die Kasse, Sanitäranlagen und ein e-
ventueller Verkauf von Getränken, Eis u. dgl. („Gastronomie“) müssen in 
dieser Zeit in den Gebäuden des Gartencenters angeboten werden. Dieser 
Testbetrieb dient einerseits dem Betreiber, so dass dieser die Wirtschaftlich-
keit des Betriebes einschätzen kann. Andererseits werden auch die Genehmi-
gungsbehörden und die Gemeinde die Auswirkungen der Nutzung in dieser 
Testphase beobachten. Es wird davon ausgegangen (wie es auch der Fach-
dienst Planen und Bauen des Kreises Pinneberg und die Landesplanungsbe-
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hörde in ihren Stellungnahmen schreiben), dass nach diesem Testbetrieb für 
den Fortbestand der Nutzung und die Errichtung von baulichen Anlagen ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan erstellt werden muss. Im Bebauungs-
planverfahren werden die zulässigen Nutzungen sehr viel genauer beschrie-
ben und festgelegt als in dem derzeit betriebenen, übergeordneten Verfahren 
zur Änderung des Flächennutzungsplans. 

Die F-Planänderung wurde im Rahmen der Behördenbeteiligungen auch den 
für Schallimmissionen zuständigen Fachbehörden zur Stellungnahme vorge-
legt. Der ‚Gesundheitliche Umweltschutz’, der beim Kreis Pinneberg dem 
Fachdienst Umwelt zugeordnet ist, schreibt am 08.11.2012 „Es sind aus der 
Sicht des gesundheitlichen Umweltschutzes keine zusätzlichen Untersuchun-
gen oder Gutachten zum Umweltbericht erforderlich.“ und am 05.02.2013 
„Aus der Sicht des gesundheitlichen Umweltschutzes bestehen keine Beden-
ken.“. Die beim Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räu-
me des Landes Schleswig-Holstein Außenstelle Südwest in Itzehoe angesie-
delte Abteilung ‚Technischer Umweltschutz’ schrieb am 06.11.2012 und am 
08.02.2013 gleichlautend: „Zu den vorgelegten Planungsunterlagen sind 
seitens des Fachbereiches Immissionsschutz keine Bedenken und Anregun-
gen mitzuteilen.“ 

Diese Stellungnahmen bestätigen die Gemeinde in ihren Annahmen, dass 
durch die geplanten Nutzungen keine erheblichen Beeinträchtigungen durch 
Schallimmissionen entstehen werden und die diesbezüglich geltenden 
Grenzwerte in den angrenzenden Flächen eingehalten werden. Zudem wird 
das Thema Schallimmissionen in dem nach dem Probebetrieb zu erstellenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan erneut zu behandeln sein. Dann liegen 
auch erste Erfahrungswerte zu Besucherzahlen und Nutzungszeiten vor. 

Die Flächennutzungsplanänderung schafft nur das grundsätzliche Planungs-
recht für die Fläche, das für den Betrieb der Fußballgolfanlage im Außenbe-
reich erforderlich ist. Daher werden dort auch keine Details des Betriebes 
(wie z. B. die Nutzungszeiten) festgelegt. Auf der Basis der F-Planänderung 
kann dann nach dem Probebetrieb ein vorhabenbezogener Bebauungsplan 
aufgestellt und danach ein Bauantrag für die Fußballgolfanlage gestellt wer-
den. Hier sind auch die Betriebszeiten zu nennen. 

   

2.2 Einwendung: Fehlende Parkmöglichkeiten für die Besucher der Fußballgolfanlage 

 Einwender: 1.: Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

2.: Anke u. Hans Weichbrodt, Heideweg 17a (29.01.2013) 
Karin u. Martin Pick, Heideweg 16 (29.01.2013) 
Justyna u. Frank Rechter, Heideweg 23 (29.01.2013) 
Anke u. Hans-Wilhelm Hauschildt, Heideweg 15 (01.02.2013) 
Felix Krause, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Peter Semmelhack, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Melanie Oltersdorf, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Anna Lina Finder, Heideweg 17b (05.02.2013)  
Christiane u. Richard Rieprich, Heideweg 17b (05.02.2013) 
Uwe Faulhaber, Heideweg 17 (11.02.2013) 
Ute Herrmann, Heideweg 12 (07.02.2013) 
Julia u. José Caldas, Heideweg 8 (05.02.2013) 
Ursela Seidlich, Heideweg 5 (05.02.2013) 
S. u. C. Schwemer, Heideweg 9 (05.02.2013) 
Claudia u. Ralf Burmeister, Heideweg 10 (13.02.2013) 
Tommy Kaivat, Heideweg 17b (12.02.2013) 
Stefanie Pump, Heideweg 17b (12.02.2013) 

3.: Gunda u. Hans-Martin Timm, Hochmoorweg 7 (07.02.2013) 
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4.: Änne Sumfleth-Drynda u. Heinz-Gerhard Drynda, Heideweg 12 
(13.02.2013) 

 Argumente: Parken im Heideweg und im Hochmoorweg wird befürchtet, dadurch keine 
Schneisen für Rettungsfahrzeuge (nur Einwender 1) 

Es wird bezweifelt, dass der Parkplatz des Gartencenters ausreicht. 

Der Parkplatz des Gartencenters ist beim saisonalen Betrieb schon jetzt voll. 
(nur Einwendergruppe 4) 

Wie die Gemeinde verhindern will, dass Straßenränder zugeparkt werden, 
wird nicht erwähnt. Die Anwohner werden über die Konsequenzen, die sich 
aus der mangelhaften Parkplatzsituation ergeben, „bewusst im Unklaren ... 
gelassen“.  (nur Einwendergruppe 2) 

Kündigung der „Parkplatz-Wiese“ wird die Situation verschärfen (nur Ein-
wendergruppe 4) 

Wenn der Betreiber weitere Parkflächen auf seinem Gelände ausweisen muss 
und die Zufahrt weiterhin über den Hochmoorweg erfolgt, kämen nur flächen 
in Betracht, die näher am Grundstück der Einwendergruppe 4 lägen. (nur 
Einwendergruppe 4) 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

In der Begründung zur F-Planänderung werden die vorgesehenen Parkplatz-
flächen sowohl für die Hundeschule als auch für die Fußballgolfanlage dar-
gestellt. Sie liegen für die Hundeschule auf dem Grundstück Heideweg 19 
und für die Fußballgolfanlage auf den Flächen des Gartencenters. Öffentliche 
Straßen sind nicht als Parkflächen vorgesehen. Der Testbetrieb der Fußball-
golfanlage wird zeigen, ob die angebotenen Stellplätze ausreichen. Über 
zugeparkte Straßen werden die Ordnungskräfte i. d. R. sehr schnell infor-
miert. 

Die übliche Praxis, wie die Gemeinde Ordnungswidrigkeiten wie „Falsch-
parken“ kontrolliert, braucht in einer Flächennutzungsplanänderung nicht 
dargestellt zu werden. In diesem Zusammenhang der Gemeinde die Absicht 
zu unterstellen, die Anwohner bewusst im Unklaren zu lassen, ist eine unan-
gemessene Polemik und nicht der Stil der Gemeinde. 

Die verkehrliche Erschließung der Fußballgolfanlage wird ausschließlich 
über den Hochmoorweg erfolgen. 

Nach dem Testbetrieb werden sich ein Bebauungsplan- und ein Baugeneh-
migungsverfahren anschließen. Darin sind die erforderlichen Stellplatzflä-
chen nachzuweisen. Zu diesem Zeitpunkt kann auch der tatsächliche Bedarf 
besser eingeschätzt werden. 

   

2.3 Einwendung: Falscher Standort für die Fußballgolfanlage – Flughafen wäre besser 

 Einwender: Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente: Keine Beeinträchtigungen für Anwohner 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Aus der Erfahrung, dass selbst ein vergleichsweise kleiner Hundeübungsplatz 
in der Nähe des Naturschutzgebietes Tävsmoor (Flughafen) von der unteren 
Naturschutzbehörde abgelehnt wurde, erscheint die Genehmigungsfähigkeit 
der vorgeschlagenen Errichtung der Fußballgolfanlage an diesem empfindli-
chen Standort äußerst unwahrscheinlich. Zudem verfügt der Betreiber dort 
nicht über die erforderlichen Flächen. 
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2.4 Einwendung: Durch den Fußballgolfplatz kommt es zu stärkeren Eingriffen in den 
Boden 

 Einwender: Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente: viele Bodenmodellierungen für die Platzgestaltung 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die Fußballgolfanlage wird zunächst in einem einjährigen Testbetrieb ohne 
feste bauliche Anlagen durchgeführt. Dieser Testbetrieb dient einerseits dem 
Betreiber, so dass dieser die Wirtschaftlichkeit des Betriebes einschätzen 
kann. Andererseits werden auch die Genehmigungsbehörden und die Ge-
meinde die Auswirkungen der Nutzung in dieser Testphase beobachten. Es 
wird davon ausgegangen (wie es auch der Fachdienst Planen und Bauen des 
Kreises Pinneberg und die Landesplanungsbehörde in ihren Stellungnahmen 
schreiben), dass nach diesem Testbetrieb für den Fortbestand der Nutzung 
und die Errichtung von baulichen Anlagen ein vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan erstellt werden muss. Im Bebauungsplanverfahren sind auch die 
Beeinträchtigungen des Bodens zu thematisieren. Dies ist ein Teil der so 
genannten Eingriffsregelung. Für erhebliche Beeinträchtigungen (Eingriffe) 
muss ein Ausgleich erfolgen. 

   

2.5 Einwendung: Testbetrieb hat nicht viel mit dem Echtbetrieb zu tun 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente:  

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Nach dem Testbetrieb werden sich ein Bebauungsplan- und ein Baugeneh-
migungsverfahren anschließen. Hier wird genau festgelegt, in welchem 
Rahmen der „Echtbetrieb“ zulässig ist. 

   

2.6 Einwendung: alkoholisierte Fußballgolfer sollen von den Kindern der Einwenderin 
ferngehalten werden, wenn die Kinder im Heideweg 14a bei deren 
Großmutter zu Besuch sind 

 Einwender: Karen Junge, Voßkuhl 10 (28.01.2013) 

 Argumente: Kinder sollen nicht den „Schnapsleichen und deren Handlungen ausgesetzt“ 
werden 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die Gemeinde geht davon aus, dass alkoholisierte Fußballgolfer Ausnah-
meerscheinungen sind. 

Das Grundstück Heideweg 14a grenzt nur „über Eck“ an das Grundstück der 
Fußballgolfanlage an. Es ist anzunehmen, dass die Anlage mit Gehölzen 
eingegrünt wird, so dass die von den Spielern benutzten Bahnen nicht direkt 
an das in Rede stehende Grundstück grenzen und allein dadurch ein Sicht-
kontakt mit den Fußballgolfern mindestens erheblich erschwert wird. Eine 
Umplanung soll daher nicht erfolgen. 
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2.7 Einwendung: Von der Planungsgruppe HASS wird absichtlich nicht auf die Inhalte 
der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) hingewiesen, 
um die Zustimmung zur F-Planänderung zu manipulieren 

 Einwender: Anke u. Hans Weichbrodt, Heideweg 17a (29.01.2013) 
Karin u. Martin Pick, Heideweg 16 (29.01.2013) 
Justyna u. Frank Rechter, Heideweg 23 (29.01.2013) 
Anke u. Hans-Wilhelm Hauschildt, Heideweg 15 (01.02.2013) 
Felix Krause, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Peter Semmelhack, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Melanie Oltersdorf, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Anna Lina Finder, Heideweg 17b (05.02.2013)  
Christiane u. Richard Rieprich, Heideweg 17b (05.02.2013) 
Uwe Faulhaber, Heideweg 17 (11.02.2013) 
Ute Herrmann, Heideweg 12 (07.02.2013) 
Julia u. José Caldas, Heideweg 8 (05.02.2013) 
Ursela Seidlich, Heideweg 5 (05.02.2013) 
S. u. C. Schwemer, Heideweg 9 (05.02.2013) 
Claudia u. Ralf Burmeister, Heideweg 10 (13.02.2013) 
Tommy Kaivat, Heideweg 17b (12.02.2013) 
Stefanie Pump, Heideweg 17b (12.02.2013) 

 Argumente: Sportanlagenlärmschutzverordnung enthält Grenzwerte für Lärmimmissio-
nen durch Sportanlagen und eine Anleitung zur „rechnerischen a priori Ab-
schätzung der Lärmimmissionen geplanter Anlagen“. Auf diese wird in der 
Begründung jedoch nicht eingegangen. 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. BImSchV) kommt zum Einsatz, 
wenn ein Schallgutachter eine gesonderte schalltechnische Untersuchung zu 
Schallimmissionen durchführt, die von Sportanlagen verursacht werden. In 
der Verordnung werden sowohl die in verschiedenen Baugebieten einzuhal-
tenden Immissionsrichtwerte als auch fachbezogene Berechnungsformeln für 
die Arbeit des Schallgutachters genannt. Im vorliegenden Fall wurde keine 
gesonderte schalltechnische Untersuchung erstellt. Ohne konkrete Ergebnisse 
eines Fachgutachtens macht auch die Erwähnung der Sportanlagenlärm-
schutzverordnung und deren Inhalte keinen Sinn. Die Unterstellung, der Ver-
fasser der Begründung zur F-Planänderung hätte die Information zur 18. 
BImSchV absichtlich fortgelassen, um die Zustimmung zur F-Planänderung 
zu manipulieren, ist unangemessen und könnte als Rufschädigung angesehen 
werden. Es obliegt dem Unternehmen diesbezüglich rechtliche Schritte ein-
zuleiten. Die Gemeinde distanziert sich ausdrücklich von der Wortwahl der 
Einwender. 

Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass die Fußballgolfanlage zunächst 
in einer einjährigen Testphase betrieben wird. Dieser Testbetrieb dient einer-
seits dem Betreiber, so dass dieser die Wirtschaftlichkeit des Betriebes ein-
schätzen kann. Andererseits werden auch die Genehmigungsbehörden und 
die Gemeinde die Auswirkungen der Nutzung in dieser Testphase beobach-
ten. Es wird davon ausgegangen (wie es auch der Fachdienst Planen und 
Bauen des Kreises Pinneberg und die Landesplanungsbehörde in ihren Stel-
lungnahmen schreiben), dass nach diesem Testbetrieb für den Fortbestand 
der Nutzung und die Errichtung von baulichen Anlagen ein vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan erstellt werden muss. Im Bebauungsplanverfahren wer-
den die zulässigen Nutzungen sehr viel genauer beschrieben und festgelegt 
als in dem derzeit betriebenen, übergeordneten Verfahren zur Änderung des 
Flächennutzungsplans. Hier ist auch das Thema Schallimmissionen erneut zu 
thematisieren, ggf. auf der Basis eines Schallgutachtens. 
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2.8 Einwendung: Tiere werden aus ihrem bisherigen Lebensraum verdrängt; der Fuß-
ballgolfplatz daher abgelehnt 

 Einwender: Anke u. Hans Weichbrodt, Heideweg 17a (29.01.2013) 
Karin u. Martin Pick, Heideweg 16 (29.01.2013) 
Justyna u. Frank Rechter, Heideweg 23 (29.01.2013) 
Anke u. Hans-Wilhelm Hauschildt, Heideweg 15 (01.02.2013) 
Felix Krause, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Peter Semmelhack, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Melanie Oltersdorf, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Anna Lina Finder, Heideweg 17b (05.02.2013)  
Christiane u. Richard Rieprich, Heideweg 17b (05.02.2013) 
Uwe Faulhaber, Heideweg 17 (11.02.2013) 
Ute Herrmann, Heideweg 12 (07.02.2013) 
Julia u. José Caldas, Heideweg 8 (05.02.2013) 
Ursela Seidlich, Heideweg 5 (05.02.2013) 
S. u. C. Schwemer, Heideweg 9 (05.02.2013) 
Claudia u. Ralf Burmeister, Heideweg 10 (13.02.2013) 
Tommy Kaivat, Heideweg 17b (12.02.2013) 
Stefanie Pump, Heideweg 17b (12.02.2013) 

 Argumente: Mähen der Flächen und der damit verbundene Lärm verdrängen Tierarten 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Der gewählte Standort für die Fußballgolfanlage ist mit den wichtigsten 
Kreisbehörden (u. a. der unteren Naturschutzbehörde) und der Landespla-
nungsbehörde abgestimmt worden. Zudem wurde im Verfahren zur Ände-
rung des F-Plans eine Umweltprüfung durchgeführt. Dabei wurde auch der 
besondere Artenschutz nach den §§ 44 ff. BNatSchG berücksichtigt und im 
Umweltbericht innerhalb der Begründung zur F-Planänderung ausführlich 
dargestellt. Demnach kommt es bei Umsetzung der Planung nicht zu Verstö-
ßen gegen die artenschutzrechtlichen Verbote. Die Einwendung bringt keine 
neuen oder bisher nicht bekannte Aspekte vor, so dass die Einschätzung der 
Umweltprüfung unverändert bestehen bleibt. 

   

2.9 Einwendung: Die Gemeinde soll sich bereits jetzt darauf festlegen, dass auch nach dem 
Testbetrieb der Fußballgolfanlage keine Erschließung über das Flst. 210, 
Flur 3 (Hofzufahrt der Einwender) erfolgt 

 Einwender: Gunda u. Hans-Martin Timm, Hochmoorweg 7 (07.02.2013) 

 Argumente:  

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr teilweise. 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplans werden keine so detaillierten Fest-
legungen getroffen, wie sie hier angeregt werden. Eine Erschließung über die 
Hofzufahrt des Einwenders ist derzeit und auch in Zukunft nicht vorgesehen. 
Nach dem Testbetrieb wird zur Fortführung der Nutzung und zur Errichtung 
baulicher Anlagen ein vorhabenbezogener Bebauungsplan erforderlich. Hier 
erfolgt dann auch die generelle Festlegung der Zuwegung zur Fußballgolfan-
lage. In diesem Bebauungsplanverfahren kann die Anregung erforderlichen-
falls vom Einwender erneut vorgebracht werden. 

Bereits jetzt wird die Planungsabsicht der Gemeinde in der Begründung zur 
vorliegenden F-Planänderung in der vom Einwender angeregten Form darge-
stellt. Demnach „soll“ die Erschließung der Fußballgolfanlage über das 
Grundstück des Gartencenters erfolgen. Diese Aussage soll nun bestimmter 
formuliert werden. Zur Klarstellung wird in der Begründung Teil I, Kap. 6, 
1. Absatz der Satz „Der Fußballgolfplatz soll vom Hochmoorweg aus über das 
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Gelände des dort ansässigen Gartencenters angebunden werden.“ geändert in: 
„Die Erschließung des Fußballgolfplatzes erfolgt vom Hochmoorweg aus über das 
Gelände des dort ansässigen Gartencenters.“ 

Eine erneute Auslegung der Planunterlagen und eine erneute Behördenbetei-
ligung sind nicht erforderlich, da es sich hierbei nur um eine Klarstellung 
handelt. Insbesondere ergeben sich hieraus keine neuen Interessenslagen und 
es sind keine neuen oder geänderten Einwenderkreise zu erwarten. 

   

2.10 Einwendung: Am Nordende des Flst. 210, Flur 3 (Hofzufahrt der Einwender) soll als 
Sicht- und Lärmschutz ein bepflanzter Erdwall hergestellt werden 

 Einwender: Gunda u. Hans-Martin Timm, Hochmoorweg 7 (07.02.2013) 

 Argumente: Sicht- und Lärmschutz zwischen Fußballgolf und Grundstück der Einwender 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplans werden keine so detaillierten Fest-
legungen getroffen, wie sie hier angeregt werden. Nach dem Testbetrieb wird 
zur Fortführung der Nutzung und zur Errichtung baulicher Anlagen ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan erforderlich. Hier werden Details des 
Betriebes und der Flächengestaltung festgesetzt. In diesem Bebauungsplan-
verfahren kann die Anregung erforderlichenfalls vom Einwender erneut vor-
gebracht werden. 

   

2.11 Einwendung: Begriff „Erheblichkeit“ umweltbezogener Auswirkungen auf den Men-
schen ist fragwürdig / Widersprüche in den Aussagen der Begründung 

 Einwender: Änne Sumfleth-Drynda u. Heinz-Gerhard Drynda, Heideweg 12 
(13.02.2013) 

 Argumente: Im Umweltbericht wird in Kap. 2.1, Tab. 1 zunächst davon ausgegangen, 
dass es bzgl. des Schutzgutes Mensch „voraussichtlich erhebliche Auswir-
kungen“ geben wird. In den Kap. 2.11 und 6 werden erhebliche Auswirkun-
gen auf den Menschen ausgeschlossen und in Kap. 8 (Allgemein verständli-
che Zusammenfassung) wird festgestellt: „Das Schutzgut Mensch ist nicht 
betroffen.“ 

Der Begriff Erheblichkeit ist zudem kaum objektivierbar. 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Die anscheinenden Widersprüche in den Aussagen des Umweltberichts erge-
ben sich aus den rechtlichen Vorgaben zu Umweltprüfungen in der Bauleit-
planung. Zunächst muss eine Gemeinde eine erste Einschätzung vornehmen, 
welche Schutzgüter von dem jeweiligen Vorhaben voraussichtlich erheblich 
beeinträchtigt werden könnten. Denn gem. § 2 Abs. 4 BauGB werden nur die 
Schutzgüter, die von „voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen“ 
betroffen sind, detaillierter im Umweltbericht betrachtet. Daher wird in Ta-
belle 1 Kap. 2.1 zunächst von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch ausgegangen, um im entsprechenden Kapitel zum Schutzgut Mensch 
(Kap. 2.11) die Auswirkungen detaillierter zu beschreiben und zu bewerten. 
Diese Bewertung kommt zu dem Schluss, dass die Auswirkungen nicht er-
heblich sind. In der „Allgemein verständlichen Zusammenfassung“ (Kap. 8) 
wird diese Aussage vereinfacht („Das Schutzgut Mensch ist nicht betrof-
fen.“). 

Der Begriff der Erheblichkeit ist rechtlich unbestimmt, wird jedoch in zahl-
reichen Gesetzen verwendet. Die Beurteilung ist von den Zielen und 
Grundsätzen hinsichtlich des jeweiligen Schutzgutes und von fachspezifi-
schen Normen abhängig. Bei Überschreitung von geltenden Immissions-
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schutzgrenzwerten wäre beispielsweise von einer erheblichen Beeinträchti-
gung des Schutzgutes Mensch auszugehen. Weitere Erörterungen dieses 
Themas würden den Rahmen der gemeindlichen Abwägung sprengen. Neue 
Aspekte, die bei der Gemeinde zu einer veränderten Sichtweise führen wür-
den, werden nicht vorgebracht. Eine Umplanung soll daher nicht erfolgen. 

   

2.12 Einwendung: Die Nutzung der Fußballgolfanlage sollte abends sowie sonn- und feier-
tags verboten werden 

 Einwender: Änne Sumfleth-Drynda u. Heinz-Gerhard Drynda, Heideweg 12 
(13.02.2013) 

 Argumente:  

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplans werden keine so detaillierten Fest-
legungen getroffen, wie sie hier angeregt werden. Nach dem Testbetrieb wird 
zur Fortführung der Nutzung und zur Errichtung baulicher Anlagen ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan erforderlich. Hier werden Details des 
Betriebes festgesetzt. Zu diesem Zeitpunkt liegen dann auch weitere Erfah-
rungswerte aus dem Testbetrieb vor. In dem Bebauungsplanverfahren kann 
die Anregung erforderlichenfalls vom Einwender erneut vorgebracht werden. 

   

2.12 Einwendung: Formulierung Erschließung soll über den Hochmoorweg erfolgen ist 
nicht zwingend 

 Einwender: Änne Sumfleth-Drynda u. Heinz-Gerhard Drynda, Heideweg 12 
(13.02.2013) 

 Argumente: eine Anbindung an den Heideweg ist somit nicht ausgeschlossen 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr. 

Zur Klarstellung wird in der Begründung Teil I, Kap. 6, 1. Absatz der Satz 
„Der Fußballgolfplatz soll vom Hochmoorweg aus über das Gelände des dort ansäs-
sigen Gartencenters angebunden werden.“ geändert in: „Die Erschließung des 
Fußballgolfplatzes erfolgt vom Hochmoorweg aus über das Gelände des dort ansäs-
sigen Gartencenters.“ 

Eine erneute Auslegung der Planunterlagen und eine erneute Behördenbetei-
ligung sind nicht erforderlich, da es sich hierbei nur um eine Klarstellung 
handelt. Insbesondere ergeben sich hieraus keine neuen Interessenslagen und 
es sind keine neuen oder geänderten Einwenderkreise zu erwarten. 

   

2.13 Einwendung: Müll wird vom Fußballgolfplatz auf Grundstück der Einwenderin ge-
worfen, die Fußballgolfanlage daher abgelehnt 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente:  

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Das Gelände der Fußballgolfanlage berührt nur an der Südwestecke das 
Grundstück der Einwenderinnen. Es wird davon ausgegangen, dass die Anla-
ge mit Gehölzen eingegrünt wird, so dass die von den Spielern benutzten 
Bahnen nicht direkt an das Grundstück der Einwenderinnen grenzen. Der 
geschilderte Fall, dass Müll auf das Nachbargrundstück gelangt wird als sehr 
unwahrscheinlich eingeschätzt. Eine Umplanung soll daher nicht erfolgen. 
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3. Sonstiges 

   

3.1 Einwendung: Zieht die F-Planänderung weitere Freizeitnutzungen auf den Flurstü-
cken 115 und 117 nach sich? 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 

 Argumente:  

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

Weitere Freizeitnutzungen auf den östlich an das Plangebiet der F-
Planänderung angrenzenden Flurstücken 117 (Pferdeweide und „Biotop“) 
und 115 (Baumschule) sind nicht vorgesehen. 

   

3.2 Einwendung: Drastisches Sinken des Verkehrswertes des Grundstücks Heideweg 14a 
wird befürchtet 

 Einwender: Christel Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 
Kirsten Groteguth, Heideweg 14a (27.01.2013) 
Karen Junge, Voßkuhl 10 (28.01.2013) 

 Argumente: viele Hunde; Lärmbelästigungen vom Fußballgolfplatz 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und folgt ihr nicht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Grundstücksbesitzer grundsätzlich kein 
Recht auf eine unveränderte Nachbarnutzung haben. Dies gilt z. B. auch 
wenn Einzelhausbesitzer am Siedlungsrand jahrelang den Ausblick in die 
Landschaft genießen konnten und dort nun ein neues Baugebiet vorgesehen 
ist. 

   

3.3 Einwendung: Entscheidung über die F-Planänderung hätte nie getroffen werden dür-
fen 

 Einwender: Anke u. Hans Weichbrodt, Heideweg 17a (29.01.2013) 
Karin u. Martin Pick, Heideweg 16 (29.01.2013) 
Justyna u. Frank Rechter, Heideweg 23 (29.01.2013) 
Anke u. Hans-Wilhelm Hauschildt, Heideweg 15 (01.02.2013) 
Felix Krause, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Peter Semmelhack, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Melanie Oltersdorf, Heideweg 17b (04.02.2013) 
Anna Lina Finder, Heideweg 17b (05.02.2013)  
Christiane u. Richard Rieprich, Heideweg 17b (05.02.2013) 
Uwe Faulhaber, Heideweg 17 (11.02.2013) 
Ute Herrmann, Heideweg 12 (07.02.2013) 
Julia u. José Caldas, Heideweg 8 (05.02.2013) 
Ursela Seidlich, Heideweg 5 (05.02.2013) 
S. u. C. Schwemer, Heideweg 9 (05.02.2013) 
Claudia u. Ralf Burmeister, Heideweg 10 (13.02.2013) 
Tommy Kaivat, Heideweg 17b (12.02.2013) 
Stefanie Pump, Heideweg 17b (12.02.2013) 

 Argumente: keine angemessene Berücksichtigung der Anwohnerinteressen, Faktenlage 
bewusst schwach gehalten 

 Abwägungsvor-
schlag: 

Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 

Der Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans wurde von den ge-
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wählten Gemeindevertretern am 26.03.2012 mehrheitlich beschlossen (12 
Stimmen dafür, eine Enthaltung, keine Gegenstimmen, keine Befangenhei-
ten). Ziel der Gemeindevertretung ist es, Entscheidungen zum Wohle der 
gesamten Gemeinde zu treffen. Der Vorwurf der mangelnden Berücksichti-
gung von Anwohnerinteressen ist nicht haltbar. Das Verfahren zur F-
Planänderung wurde mit den gesetzlich vorgeschriebenen Beteiligungsver-
fahren (eine frühzeitige Beteiligung in Form einer Bürgerversammlung und 
eine öffentliche Auslegung der Planunterlagen) und deren Bekanntmachun-
gen korrekt durchgeführt. Die Gemeinde hat sich mit den vorgebrachten An-
regungen auseinandergesetzt, kommt jedoch im einzelnen zu dem Ergebnis, 
dass die grundsätzliche Entscheidung, über die F-Planänderung die Errich-
tung der Hundeschule sowie des Fußballgolfplatzes zu ermöglichen, richtig 
ist. Sowohl für die Gemeinde insgesamt als auch für die Mehrheit der 
Heistmer Bürgerinnen und Bürger werden sich bei Realisierung der Vorha-
ben positive Effekte ergeben. Einerseits wird durch die Fußballgolfanlage 
nicht nur die Angebotsvielfalt für die Freizeitgestaltung erhöht, sondern 
gleichzeitig auch die Attraktivität und die Bekanntheit der Gemeinde geför-
dert. Andererseits führt ein hoher Anteil geschulter Hunde und aufgeklärter 
Hundehalter zu weniger Konflikten zwischen den Bürgern. Es ist daher sinn-
voll, den Hundehaltern vor Ort die Möglichkeit zu geben, ein entsprechendes 
Angebot zur Hundeausbildung wahrnehmen zu können. 

Die Unterstellung, die Gemeinde habe die Faktenlage bewusst schwach 
gehalten, weist die Gemeinde ausdrücklich von sich. Alle relevanten Punkte 
sind im Rahmen der F-Planänderung betrachtet worden. Auch den beteiligten 
Behörden fehlen keine Informationen, wie der Rücklauf aus den Behördenbe-
teiligungen zeigt. 
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Gemeinde Heist 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 469/2013/HE/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 13.08.2013 
Bearbeiter: Ralf Borchers AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

03.09.2013 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Heist 09.09.2013 öffentlich 
Gemeindevertretung Heist 16.09.2013 öffentlich 

 
Die Nutzung der Abwärme einer Biogasanlage für die gemeindeeigenen 
Gebäude 
 
Sachverhalt: 
 
Antrag des CDU Ortsverbands vom 05.08.2013 auf Nutzung der Abwärme einer Bio-
gasanlage für die gemeindeeigenen Gebäude. 
 
Ein im Ort ansässiger Landwirt betreibt eine Biogasanlage. Die prozessbedingte Ab-
wärme wird zurzeit ungenutzt in die Umwelt abgeführt.  
 
Die Abwärme der Biogasanlage soll zum Heizen der gemeindlichen Gebäude 
(Grundschule, Sporthalle, Bürgerbüro und Feuerwache) genutzt werden. Hierzu ist 
die Errichtung einer Nahwärmeleitung mit Übergabestation erforderlich.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Das Ziel ist es, den fossilen Energieträger (Gas) weitestgehend zu ersetzen (dieses 
ist ein Hauptkriterium zur Bewilligung von Fördergeldern).  
 
Die Abwärme der Biogasanlage gilt als CO2 neutral und führt somit zu einer erhebli-
chen Reduzierung des CO2 Ausstoßes. 
 
Die alte Heizungsanlage muss zur Sicherheit bestehen bleiben, um Wartungen zu 
ermöglichen und Heizspitzen bei extremen Wintern abzufedern.  
 
Die Wirtschaftlichkeit, Machbarkeit sowie die Fördermöglichkeiten wurden bereits im 
ersten Antrag 2012 dargestellt. Die Kostenermittlung hieraus ergab eine Investitions-
summe von 532.049,- €. (siehe Kostenübersicht der EON Hanse Wärme, Anlage III).  
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Zu einem förderfähigen Konzept gehört die vollständige Planung über ein Architek-
tur- oder Ingenieurbüro, von der Grundlagenermittlung (Leistungsphase 1; 3%) über 
die Vor- und Entwurfsplanung (LPh 2-3; 11 + 15%) bis zur Genehmigungsplanung 
(LPh 4; 6%), gemäß der HOAI (LPh 1-4 = 35 %).  
 
Die gültigen Richtlinien bezüglich der EU- Mittel nach dem Zukunftsprogramm Länd-
licher  Raum (ZPLR) / AktivRegion Pinneberger Marsch & Geest (kommen für 2015 
neu) bzw. die Merkblätter I und II der Z-Bau sind einzuhalten (siehe Anlage II). 
 
Vor Beauftragung eines Planungsbüros mit der Leistungsphase 1 bis 4, ist die tech-
nische Machbarkeit der Maßnahme (Leitungsführung, Grundstücke usw.) sowie die 
Einhaltung der Richtlinien durch den Architekten / Ingenieur zu prüfen und sicherzu-
stellen. Hierbei können Kosten bis zu ca. 9.000,- € entstehen.  
 
Des Weiteren ist die Vergütung bezügliche der eventuellen Wärmelieferung mit dem 
Biogasanlagenbetreiber zu ermitteln, um auch die Wirtschaftlichkeit sicherzustellen.  
 
Bei Feststellung der Machbar- und Wirtschaftlichkeit der Maßnahme wird eine neue 
Beschlussvorlage zur Beauftragung der LPh 1-4 erstellt.   
 
 
Finanzierung: 
  
Die Kosten zur Prüfung der technischen Machbarkeit von ca. 9.000,- € werden für 
den Haushalt 2014 bereitgestellt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, ein Architektur- oder Ingenieurbüro bzw. ausfüh-
rende Firmen für die Prüfung der technischen Machbarkeit bis 9.000,- € zu beauftra-
gen und über eine mögliche Vergütung der Wärmelieferung mit dem Betreiber der 
Biogasanlage zu verhandeln. 
 
 
 
___________________ 
Bürgermeister Neumann 
 
 
 
Anlagen: 
 

- I  Antrag der CDU 
- II Förderrichtlinien 
- III Kostenermittlung der EON Hanse Wärme 
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Gemeinde Heist 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 470/2013/HE/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 13.08.2013 
Bearbeiter: Ralf Borchers AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Jugend und Sport der Gemeinde 
Heist 

29.08.2013 öffentlich 

Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

03.09.2013 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Heist 09.09.2013 öffentlich 
Gemeindevertretung Heist 16.09.2013 öffentlich 

 
Neugestaltung und energetische Sanierung des Sport- und 
Bauhofgebäudes 
 
Sachverhalt:  
 
Der CDU Ortsverband Heist beantragt die Neugestalltung und energetische 
Sanierung des Sport- und Bauhofgebäudes mit Antrag vom 05.08.2013. 
 
Das Sport- und Bauhofgebäude ist baulich in einem schlechten Zustand. Es sind 
dringende Sanierungsmaßnahmen am Gebäude erforderlich. Des Weiteren ent-
spricht die Ausstattung des Bauhofs nicht mehr den technischen Standards und ist 
den gesetzlichen Bestimmungen anzupassen.  
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Über die erforderlichen Baumaßnahmen sind Vorschläge über Art und Umfang mit 
den dazugehörigen Schätzkosten auszuarbeiten. Des Weiteren ist ein Konzept über 
die Anpassung der Ausstattung für den Bauhofbetrieb zu erstellen. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Die Beratung erfolgt im Herbst, bei vorliegender Kostenschätzung, für das Haushalts-
jahr 2014.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Bürgermeister wird zusammen mit dem Amt bezüglich der Ausarbeitung eines 
Konzeptvorschlags beauftragt. 
 
 
 
___________________ 
      (Bürgermeister) 

Neumann 
 
 
 
Anlagen: 
 
-  CDU Antrag 
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Gemeinde Heist 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 465/2013/HE/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 16.07.2013 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

03.09.2013 öffentlich 

Gemeindevertretung Heist 16.09.2013 öffentlich 
 
Neubau eines Kreisverkehrs Wedeler Chaussee/Hauptstraße (B431/L261) 
- Antrag der CDU-Fraktion 
 
Sachverhalt: 
In der Verwaltung ist beigefügter Antrag der CDU-Fraktion eingegangen. Der Antrag 
zielt darauf ab, den Knotenpunkt B431 (Wedeler Chaussee) / L261 (Hauptstraße) zu 
einem Kreisverkehr umbauen zu lassen. Die Notwendigkeit hierfür ergibt sich laut 
Antrag aus der Zunahme des Verkehrs zu und aus den Marschgemeinden. Es wird 
weiter ausgeführt, dass ein gefahrloses Abbiegen aus der L261 auf die B431 zu Spit-
zenzeiten kaum noch möglich und der Rückstau auf der Landesstraße teilweise er-
heblich sei. Zudem seien auch die Abbiegespuren auf der Bundesstraße in Spitzen-
zeiten überlastet. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Zuständig für die Erweiterung oder Verbesserung von Bundesstraßen ist nach  dem 
Bundesfernstraßengesetz der Straßenbaulastträger. Straßenbaulastträger für die 
Bundes- und Landesstraßen ist konkret der Landesbetrieb für Straßenbau und Ver-
kehr des Landes Schleswig-Holstein. Ein entsprechendes Erfordernis muss also 
durch die Gemeinde gegenüber dem Straßenbaulastträger deutlich gemacht werden. 
Hierfür reichen natürlich bloße Sachverhaltsschilderungen nicht aus, es bedarf einer 
Verkehrsuntersuchung um aufzuzeigen, ob und wenn ja, welche konkreten Probleme 
an diesem Knotenpunkt existieren. Sofern tatsächlich Handlungsbedarf festgestellt 
wird, gilt es im nächsten Schritt zu prüfen, welche Maßnahmen geeignet sind, um die 
bestehenden Probleme zu beheben oder zu mindern. Neben dem Bau eines Kreis-
verkehrs kommen dann durchaus auch andere Maßnahmen (z.B. Lichtsignalanlage) 
in Betracht.  
 
Um wissenschaftlich fundiert Berechnungen vornehmen zu lassen, müssten im ers-
ten Schritt Verkehrsermittlungen am Knotenpunkt selbst erfolgen. Hierfür sollten 
(nach Absprache mit einem Fachbüro) durch geschultes Personal der Gemeinde 
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(z.B. Bauhof) Verkehrsdaten ermittelt werden (Zählungen). Diese erfolgen zu einem 
oder mehreren gewöhnlichen Werktag/en bei durchschnittlichem Wetter und durch-
schnittlicher Verkehrslage (keine Baustellen usw.) jeweils morgens und nachmit-
tags/abends zu den 3 Spitzenstunden. Ermittelt werden die Anzahl der Fahrzeuge 
auf dem jeweiligen Arm und der jeweiligen Fahrtrichtung unterschieden nach PKW, 
LKW, Krafträder, …. Das Ergebnis der Ermittlungen könnte dann für eine erste über-
schlägige Betrachtung durch ein Fachbüro genutzt werden. Diese Betrachtung ist 
noch kein Verkehrsgutachten. Erst nach einer solchen Betrachtung kann beurteilt 
werden, welche Probleme konkret bestehen und auf welche Art und Weise sie ggf. 
behoben/verbessert werden können. Mit diesen Grundlagen sollte dann ein Ge-
spräch mit dem Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr geführt werden. Sollte 
von dort aus grundsätzlich Gesprächsbereitschaft bestehen oder vielleicht sogar be-
reits Handlungsbedarf gesehen werden, wäre die Beauftragung eines Verkehrsgut-
achtens sinnvoll um konkret die Machbarkeit von verschiedenen Maßnahmen zu prü-
fen. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Untersuchungen des Knotenpunktes verursachen Kosten. Die Ermittlung der 
Verkehrsdaten könnte durch geschultes gemeindliches Personal erfolgen. Die auf 
Grundlage der Daten vorzunehmende Erstbetrachtung durch ein Fachbüro wird Kos-
ten in Höhe von ca. 1.000 EUR verursachen. Ein vollständiges Verkehrsgutachten 
würde je nach Umfang ca. 3.000 – 5.000 EUR kosten. Im ersten Schritt ist die Beauf-
tragung eines vollständigen Gutachtens jedoch, wie beschrieben, nicht erforderlich. 
Haushaltsmittel für eine Erstbetrachtung stehen bei der Haushaltsstelle 
61000.650000 (Orts- und Regionalplanung) zur Verfügung.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Antrag der CDU-Fraktion „Planung und Erstellung eines Kreisverkehrs an der 
Hauptstraße/Bundesstraße 431“ wird unterstützt und der Bau eines Kreisverkehrs 
befürwortet. 
Der Bürgermeister wird zu folgenden Maßnahmen beauftragt: 

1. Ermittlung von Verkehrsdaten (nach Absprache mit einem Fachbüro) durch 
den Bauhof wie von der Verwaltung geschildert. 

2. Beauftragung einer Erstbetrachtung durch ein Fachbüro für Verkehrsplanung. 
3. Erstgespräch mit dem Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr, Niederlas-

sung Itzehoe 
 
Im Anschluss an die Durchführung der Maßnahmen sind die Ergebnisse den politi-
schen Gremien zur weiteren Beratung darzustellen.   
 
 
 
___________________ 
Neumann 
 
 



 
Anlagen: 

- Antrag CDU-Fraktion 
- Lageplan 
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Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Bau-, Umwelt und Feuerwehran-
gelegenheiten der Gemeinde Heist 

03.09.2013 nicht öffentlich 

 
Regenwasservorflut Rosentwiete / Kälbermoor 
 
Sachverhalt: 
 
Seit vielen Jahren (weit über 10 Jahre) gibt es bei ergiebigen Niederschlägen im Be-
reich des östlichen Stichweges Kälbermoor bei den Häusern 46 und 48 a erhebliche 
Probleme mit der Ableitung des Niederschlagswassers. Das Wasser steht dort bei 
großen bzw. anhaltenden Niederschlägen zeitweise bis zu 50 cm hoch auf der Stra-
ße. 
 
Ursache dafür ist, dass über den Regenwasserkanal im Kälbermoor neben der zu-
gehörigen Wegefläche und den Grundstücken auch noch praktisch das gesamte 
Niederschlagswasser aus den Bereich Rosentwiete mit angeschlossenen Straßen 
abgeleitet wird. 
In dieser Ecke kommen die Niederschläge aus dem Großen Kamp, Teilbereich We-
deler Chaussee und Lehmweg sowie Rosentwiete zusammen. Diese münden in den 
RW-Kanal DN 500 in der fußläufigen Verbindung zwischen Großer 
Kamp/Rosentwiete/Kälbermoor. Von dieser Position soll das Niederschlagswasser im 
offenen Graben über die Grundstücke Kälbermoor 30-46 und über die Grundstücke 
26-28 durch die bestehende Verrohrung  abgeleitet werden. Es fließt dann weiter in 
einem RW-Kanal DN 600 zum Graben im Birkenhorst. 
 
Aktenkundig ist, dass die Anlieger Kälbermoor 30-46 Anfang 1990 den Wunsch ge-
äußert haben, den Graben zur besseren Ausnutzung ihrer Grundstücke zu verroh-
ren.  
Der Antrag auf Genehmigung dieser Verrohrung wurde damals vom Kreis Pinneberg 
abgelehnt. Der Ablehnungsbescheid und damit auch die Tatsache, dass der Graben 
erhalten werden muss, ist den betroffenen Anliegern bekannt. Auch der Wider-
spruchsbescheid wurde im Juni 1991 abgelehnt. Auf eine Klageerhebung hat die 
Gemeinde damals verzichtet. 
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Es wurde damals bei der Erschließung Kälbermoor auf Beschluss der Gemeinde 
(10.01.1991 / 26.06.1991) eine Notablaufleitung für den erwähnten RW-Kanal zum 
Kälbermoor gebaut. Allerdings liegt die Rohrsohle dieser Leitung  40 cm höher als 
der RW-Kanal Rosentwiete. Hinzukommt, dass das RW-Kanalsystem Kälbermoor mit 
dieser übergeleiteten RW-Menge hydraulisch vollkommen überlastet ist. 
 
Bei den gemeindlichen Beratungen wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass 
der Graben nicht  unbefugt verfüllt werden darf.  
 
Bereits im Jahre 1999/2000 wurde bei der Kanalreinigung und TV-Untersuchung 
festgestellt, dass der Graben, obwohl dieser nach vorliegenden  Unterlagen erhalten 
werden sollte, von den Grundstückseigentümern wahrscheinlich verfüllt wurde. Dies 
zeigte sich auch daran, dass das heute bebaute Grundstück Kälbermoor 46 in den 
Vorjahren bei Niederschlägen überflutet wurde. Der damalige Reinigungsversuch 
vom RW-Schacht am Grundstück Kälbermoor 26/28 aus, scheiterte im Juli 2013 ge-
nauso nach ca. 35 m wie schon 1999/2000. Bis zu diesem Bereich ist der Graben 
verrohrt. 
 
Auf praktisch allen Grundstücken 30-46  ist der Graben wahrscheinlich verfüllt, mit 
oder ohne Verrohrung, bepflanzt und teilweise mit Gartenhäusern überbaut (gemäß 
Luftbild Google Maps). 
 
Dieser Graben erfüllt seine Funktion nicht mehr. Die Bürger sind aufzufordern, 
die Verfüllung des Grabens rückgängig zu machen und die Vorflut wieder her-
zustellen. 
 
 
Der weiterführende Graben ab Birkenhorst, um den alten Sportplatz herum, be-
darf dingend einer Überarbeitung. Im Bereich der Bebauung ist z.T. die Uferbefesti-
gung (gestakt) abgängig. Zu dem muss die Grabensohle hinsichtlich ihrer Höhenlage 
unbedingt ausgehoben werden.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung schlägt vor, sich mit den betroffenen Grundstückseigentümern hin-
sichtlich der vorstehend erläuterten Problematik zusammen zu setzen. An diesem 
Gespräch sollte der Bürgermeister, der Bauausschussvorsitzende und die Amtsver-
waltung (Team 7 –Tiefbau) teilnehmen. 
Im Vorwege sollte das Amt (Team 7 –Tiefbau) die betroffenen Grundstücke begehen, 
um konkret den Zustand des Grabens auf den einzelnen Grundstücken zu erfassen. 
 
Sollte der Ausschuss für Bau-, Umwelt- und Feuerwehrangelegenheiten der Auffas-
sung sein, dass eine Durchsetzung der Wiederherstellung des Grabens den be-
troffenen Grundstückseigentümern nicht zugemutet werden soll oder kann, dann gibt 
es eventuell die Möglichkeit, in Abstimmung mit der Wasserbehörde diesen Graben 
aufzuheben. Dieses bedingt allerdings, dass die Wasserbehörde dieser Maßnahme 
zustimmt und ein ökologischer Grünausgleich in geeigneter Form getätigt wird. 
 
Alternative: 
Um eine Entwässerung des Gebietes Großer Kamp, Teilbereich Wedeler Chaussee, 



Lehmweg und Rosentwiete ggf.  auf andere Weise zu gewährleisten, wurde die 
Menge anfallenden Niederschlagswassers mit neuesten Annahmen (Niederschlags-
menge, Niederschlagshäufigkeiten, etc.) vom Ing.-Büro Lenk & Rauchfuß aus Rellin-
gen neu berechnet.  
Das anfallende Niederschlagswasser kann vom Sammelpunkt der Zuläufe im Ver-
bindungsweg (Rosentwiete/Großer Kamp/Kälbermoor) in eine neue Regenwasserlei-
tung DN 600 im Fahrbahnbereich der Rosentwiete bis zum Anschlusspunkt (Schacht 
bei Kälbermoor 46) und dann durch die weiterführende Leitung DN 600 zum Birken-
horst geleitet werden. 
Für die neue ca. 260 m lange RW-Rohrleitung einschl. notwendiger Schächte und 
Anbindung an den Bestand muss incl. Fahrbahnwiederherstellung gemäß Kostenan-
nahme mit 164.000 € incl. Mwst. gerechnet werden.  
Die Leistungen des Ing.-Büro Lenk & Rauchfuß kommen mit ca. 26.000 € hinzu.  
Damit kostet dieses Gesamtprojekt voraussichtlich ca. 190.000 € incl. Mwst. 
 
 
Bei dem ableitenden Graben um den alten Sportplatz sollte die Grabensohle und 
die Grabenböschung noch in diesem Herbst nachgearbeitet werden. Es gibt schon 
heute einen Rückstau im ankommenden Rohrkanal von ca. 30-40 cm.  
Die Kosten für diese Maßnahme betragen ca. 6.000 € incl. Mwst.. Die Herrichtung 
des Grabens sollte noch in diesem Jahr umgesetzt werden. 
 
 
 
Finanzierung: 
  
Die Kosten für eine neue Regenwasserleitung wären ggf. im Haushalt 2014 darzu-
stellen.  
 
Für die Arbeiten am Graben Birkenhorst sind in der HHst. 6300.51000 (Straßenun-
terhaltung) ausreichend Mittel vorhanden. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
  
Der Ausschuss für Bau-, Umwelt- und Feuerwehrangelegenheiten schließt sich der 
Empfehlung der Verwaltung an und empfiehlt, die betroffenen Grundstückseigentü-
mer über die Grabenproblematik in Kenntnis zu setzen.  
Es wird eine Gesprächsrunde mit Bgm. Neumann, dem Bauausschussvorsitzenden 
und der Amtsverwaltung befürwortet. 
 
Die Arbeiten am ableitenden Graben im Bereich alter Sportplatz sollen in diesem 
Jahr durchgeführt werden. Die Kosten sind aus dem Haushalt 2013 zu bestreiten.  
 
 
 
___________________ 
Neumann 
 
Anlagen:  Plan zur Ablaufproblematik; Luftbild 
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